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Schwarzach, am 13.04.2023/pp 

 

AZ: GVe/011/2020-25 

Protokoll 
über die öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung 

  

Datum: Donnerstag, den 09.03.2023 

Beginn: 19:00 Uhr 

Ende: 21:45 Uhr 

Ort: Saal des "Hofsteiger" 

 

Anwesend: 

Vorsitz: Herr DI Thomas Schierle  

Stellvertreter: Frau Anita Pluschnig ab TOP 4.3. anwesend 

Ord. Mitglieder: Herr Matthias Günther  

 Herr Harald Gasperi  

 Frau Beate Haag  

 Herr Ing.Mag. (FH) Tobias Vonach  

 Herr DI Alexander Kohler  

 Herr Sebastian Leite  

 Herr Mag. Mathias Dür  

 Herr Mag. (FH) Klaus Plaickner  

 Herr Thomas Lenz  

 Herr Dipl. Ing. Christian Anselmi  

 Frau Christine Golderer  

 Frau Eleonore Unterer  

 Herr Dipl.Ing. Robert Vörös-Bauer  

Ersatz: Herr Martin Gstöhl  

 Herr Andreas Bohle  

 Herr Thomas Horn  

 Herr Mag. Helmut Pfanner  

Schriftführer: Herr Peter Pitscheider  

 

Abwesend: 

Ord. Mitglieder: Frau Monika Raid entschuldigt 

 Herr Christian Breuß entschuldigt 

 Herr Johannes Knapp entschuldigt 
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 Frau Jennifer Gal entschuldigt 

 Frau Mag. Fatma Islekoglu entschuldigt 

 Herr Dr.med. Markus Baldessari  

Ersatz: Herr Ing. Bmst. Helmut Stadler entschuldigt 

 Herr Kurt Rhomberg entschuldigt 

 Frau Keli Pereira entschuldigt 

 Frau Elvira Flora entschuldigt 

 Frau Christine Hagspiel entschuldigt 

 Herr Felix Stadler entschuldigt 

 Herr Wilhelm Haag  

 Frau Manuela Wehinger entschuldigt 

 Frau Christine Doblhamer-Troisler  

 

 

 

T A G E S O R D N U N G :  

Auf Antrag des Vorsitzenden wird die Tagesordnung um den Punkt „Verkauf öffentlicher Liegenschaften im 

Bereich Parkplatz IMA Schelling“. 

  

(mit 17:1 Stimmen mehrheitlich angenommen) 

 

 

1.) Begrüßung 

2.) Genehmigung des Protokolls vom 15.12.2022 

3.) Mitteilungen 

4.) Beratungs- und Beschlussthemen 

4.1.) Kinderhaus Dorf 

4.1.1.) Beschlussfassung weitere Vorgehensweise 

4.1.2.) diverse Auftragsvergaben Kinderhaus Dorf 

4.2.) Änderung Förderrichtlinie Photovoltaikanlagen 

4.3.) Verordnung Campingverbot 

4.4.) Platzordnung Sportanlage Feuerwehrhaus 

4.5.) Nachbesetzung Ausschüsse 

4.6.) Verkauf öffentlicher Liegenschaften im Bereich Parkplatz IMA Schelling 

5.) Allfälliges 

 

 

Zu TOP 1.): Begrüßung 

 

Bürgermeister DI Thomas Schierle eröffnet als Vorsitzender um 19.00 Uhr die öffentliche Sitzung der Ge-

meindevertretung. Er begrüßt die erschienenen Mitglieder und anwesenden Ersatzmitglieder, sowie den 

Schriftführer. Die Einladung samt Tagesordnung zur heutigen Sitzung ist allen Mitgliedern der Gemeindever-

tretung ordnungsgemäß und zeitgerecht zugegangen. Die Beschlussfähigkeit im Sinn des § 43 Gemeinde-

gesetz ist daher gegeben.   

 

 

 

Zu TOP 2.): Genehmigung des Protokolls vom 15.12.2022 

 

Das Protokoll zur Sitzung vom 15.12.2022 wird genehmigt. 

 

(einstimmig)  

 



   Protokoll über die Sitzung vom 09.03.2023 Seite 3 

 

Zu TOP 3.): Mitteilungen 

 

 

Zum Thema „Tempo 40“ kann mitgeteilt werden, dass das vorab mit allen Beteiligten eingereichte Gutach-

ten offiziell eingereicht wurde. Die Rückmeldungen sind bislang positiv. Das Landesstraßenbauamt hat klei-

nere Änderungen in der Markierung und Beschilderung gewünscht, welche zwischenzeitlich geliefert wur-

den. Somit kann von einer Zustimmung ausgegangen werden. 

 

In der Angelegenheit „Grundankauf Liegenschaft Winkel“ informiert der Vorsitzende, dass eine Einigung 

mit den Eigentümern erzielt worden sei, weshalb die Vertragsentwürfe nun erstellt und mit den betroffenen 

Parteien abgestimmt werden können. Sobald diese durch die zuständigen Gremien geprüft sind, können sie 

in einer der kommenden Sitzungen der Gemeindevertretung beraten und gegebenenfalls beschlossen wer-

den. Gleichzeitig mit der Grundsatzübereinkunft wird die Gemeindeverwaltung aufgefordert, Kreditangebote 

einzuholen. Diese werden dann ebenfalls in den zuständigen Gremien beraten und zur Beschlussfassung 

durch die Gemeindevertretung empfohlen werden. 

 

Noch im alten Jahr wurden dem Land laut Beschluss die Notwohnung, sowie das Gebäude in der Fab-

rikstraße als mögliche Flüchtlingsunterkunft genannt.  

Am 26.01.2023 hat nun eine Besichtigung der Notwohnung in der Hofsteigstraße stattgefunden und 

diese Woche wurde der Bürgermeister seitens der Caritas bezüglich dem Gebäude in der Fabrikstraße kon-

taktiert. Auch hierbei kommt es am Freitag, den 10.03.2023 zu einer Besichtigung. Bei der, im Grunde nach, 

sofort beziehbaren Notwohnung soll nun die Caritas der Gemeinde einen Mietvertragsentwurf sowie weitere 

Informationen zum Ablauf bekanntgeben. Anschließend braucht es noch den finalen Beschluss des Ge-

meindevorstandes. Bis dato hat die Gemeinde jedoch noch keine weiteren Informationen seitens der Caritas 

erhalten. Der Gemeindevorstand vertritt hier ergänzend die Meinung, dass seitens der Gemeinde keine 

Investitionen getätigt werden sollen. 

 

 

Kindergarten- und Kinderbetreuungsanmeldung für das Jahr 2023/2024 

Heuer wurde erstmals die Anmeldung, sowohl für die Kinderbetreuung, als auch für den Kindergar-

ten online durchgeführt. Als zusätzliches Angebot fand noch ein Informationsnachmittag im Gemeindesaal 

statt. Seitens der Gemeinde wurde heuer zum ersten Mal eine umfassende Betreuung für alle Altersstufen 

ab 1,5 Jahren angeboten. So ist nicht nur in der Kinderbetreuung eine Nachmittagsbetreuung möglich, son-

dern auch eine Mittagsbetreuung incl. Verpflegung.  

 

So wird nun in der Kinderbetreuung eine Betreuung von Montag bis Freitag von 7.00 bis 16.30 Uhr angebo-

ten und im Kindergartenbereich Montag bis Freitag von 7.00 bis 17.30 Uhr. Somit erfüllte die Gemeinde 

auch die Vorgaben gem. dem neuen Kinderbildungs- und –betreuungsgesetz des Landes Vorarlberg. 

 

Die aktuellen Anmeldezahlen werden vom Vorsitzenden dargelegt. So zeigt sich, dass die Nachfrage im 

Bereich Kinderbetreuung nach einer Nachmittagsbetreuung noch überschaubar ist. Trotzdem darf das er-

weiterte Betreuungsangebot als wichtige Unterstützung für die Erziehungsberechtigten gewertet werden.  

 

 

 

Zu TOP 4.): Beratungs- und Beschlussthemen 

 

 

Zu TOP 4.1.): Kinderhaus Dorf 

 

Einleitend erklärt der Vorsitzende, dass es bekanntlich derzeit trotz durchgeführter Ausschreibungen schwie-

rig ist, für die Ausführung der Innenwände und –türen entsprechende Angebote zu bekommen. So lagen 
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auch nach der letzten Ausschreibung keine Angebote für die Gewerke vor. 

 

Nachdem jedoch die Inbetriebnahme des neuen Kinderhauses mit Beginn des neuen Kindergartenjahres im 

September 2023 zur Umsetzung des Betreuungsangebotes unabdingbar ist, gelte es hier Lösungen zu su-

chen. 

 

Zum dringenden Bedarf erläutert der Vorsitzende, dass ab Herbst 2023 das neue Kinderbildungs- und –

betreuungsgesetz (KBBG) umzusetzen ist. Laut diesem Gesetz muss die Gemeinde das Betreuungsange-

bot gravierend ausbauen. Aktuell läuft der Bewerbungsprozess für den Herbst, es zeigt sich aber, dass die 

Gemeinde insgesamt 1-2 neue Gruppen zu eröffnen hat, da ab Herbst eine tägliche Betreuung von 1,5 bis 

5-jährige Kinder angeboten werden soll. Dafür wird auch zusätzliches pädagogisches Personal eingestellt. 

Auch wird im neuen Kinderhaus sowohl durch die Kinderbetreuung als durch den Kindergarten eine Ganzta-

gesbetreuung incl. Mittagsverpflegung angeboten.  

 

Hieraus ergeben sich nun folgende zeitliche Varianten: 

a.) Das Kinderhaus wird nicht fertig bis Ende August 2023 

b.) Das Kinderhaus muss fertig werden bis Ende August 2023 

 

zur Variante a.):  

Sollte das Kinderhaus nicht im Herbst zur Verfügung stehen, dann muss die Gemeinde provisorische Räum-

lichkeiten schaffen, um die zusätzliche Gruppen unterzubekommen. Das wäre sowohl ein organisatorischer, 

aber auch ein zusätzlicher finanzieller Aufwand. Zudem ist eine positive Stimmung innerhalb des Personals 

durchaus gefährdet. Auch könnte eine angestrebte Gründung einer betrieblichen Kinderbetreuung mit Un-

terstützung der Gemeinde zum Herbst 2023 nicht weiterverfolgt werden. 

 

Als Ausweichraum geeignet wären zum Beispiel die Räumlichkeiten der derzeitigen Schülerbetreuung. Hier 

könnte zumindest eine Kindergartengruppe untergebracht werden. Bis zur Übersiedelung dieser Gruppe in 

das neue Kinderhaus, würde die Schülerbetreuung im Foyer des Gemeindesaals stattfinden. Verzögern 

würde sich damit auch die Adaption der derzeitigen Kindergartenräumlichkeiten im Kindergarten Dorf für die 

Schulnutzung, sowie die Adaption der neuen Räumlichkeiten für die Musikschule. 

 

zur Variante b.):   

Hier gilt es festzulegen welche Arbeiten bis Ende August 2023 abgeschlossen sein müssen, um den Bezug 

im September 2023 termingerecht durchführen zu können: 

 

Welche Entscheidungsgrundlagen liegen derzeit vor: 

- Die insgesamt 3. Tischlerausschreibung hat leider ergeben, dass kein Angebot abgegeben wurde. 

Die Gründe seien vielschichtig (z.B. Zeit, Ausführbarkeit, Unklarheiten zur Ausführung) 

- Es gäbe nun nach direkter und persönlicher Nachfrage 3 Tischler, die diese Arbeiten unter Bedin-

gungen ausführen könnten 

- Zur Terminsicherheit liegen zwischenzeitlich die Bestätigungen der meisten Handwerker vor, die 

dem neu übermittelten Bauzeitplan zustimmen. Zeitreserven gibt es jedoch keine und die Ausfüh-

rung fällt voll in die Sommerurlaubszeit. 

 

 

Was liegt aktuell nicht vor: 

 

Kostensicherheit  

 

Die Tischler kennen die gewünschte Ausführung in groben Zügen, es gibt aber aktuell keine Ausführungs-

pläne und keine Detailpläne 

 

o Somit ergibt sich die Problemstellung, dass die Tischler keine Preisgarantie abgeben können und 
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somit die vorliegenden Angebote den Charakter von Richtangeboten haben 

o Es gibt noch Bieterlücken, weil einige Bereiche aufgrund fehlender Abklärung noch nicht angeboten 

werden konnten. Wie hoch die Auftragssumme für diese noch fehlenden Bereiche ist, ist unklar 

o Aufgrund fehlender Gegenangebote ist ein unangenehmes Gefühl vorhanden, da der Angebotspreis 

nicht überprüfbar ist. 

 

Rechtssicherheit 

 

Die vorliegenden Vergabevarianten zu den Gewerken und deren möglichen Auswirkungen werden vom 

Vorsitzenden eingehend dargelegt.  

 

Auch fand hierzu mit dem Vorarlberger Gemeindeverband eine juristische Abklärung statt. Hierbei wird eine 

Direktvergabe der Gewerke analog den Ausschreibungsunterlagen - ohne einer weiteren Ausschreibung - 

grundsätzlich als juristisch mangelhaft eingestuft und würde ein erhöhtes Klagerisiko mit sich bringen. Auch 

die Aufsichtsbehörde könnte ev. tätig werden. Direktvergaben über Euro 100.000,00 sind nicht möglich.  

 

Alternativ steht ein „Systemwechsel“ zur Diskussion. Hierbei würden die Innenwände statt mit Holz in Tro-

ckenbau (Gipskarton) erfolgen. 

Auch seitens der Projektsteuerung – Büro Hassler – liegt eine Empfehlung vor einen juristisch ein-

wandfreien Weg zu wählen. Der Wechsel auf „Trockenbau“ wird auch von ihm als alternativlos bewertet – 

sollte der Einzugstermin im Herbst 2023 das angestrebte Ziel bleiben. 

 

In einer weiteren Stellungnahme seitens der Gemeindeverwaltung – Amtsleiter und Kindergartenkoordinato-

rin – sei der termingerechte Bezug des neuen Kinderhauses ganz klar anzustreben. Die Vorgaben des neu-

en Kinderbildungs- und –betreuungsgesetzes, und den damit notwendigen Erweiterungen des Betreuungs-

angebotes, würden ohnehin bereits Unruhe und Mehraufwand in den Einrichtungen mit sich bringen. Eine 

Verschiebung des Einzuges wäre hier kontraproduktiv. 

 

 

Daraus ergeben sich folgende Schlussfolgerungen: 

 

 Die aktuell vorliegenden Angebote bedeuten eine Kostenüberschreitung (aktuell „Punktlandung“ 

ohne Reserve, aber die meisten Gewerke sind noch nicht endabgerechnet). Zudem gibt es noch ein 

paar unbekannte Variable bei der Möblierung, die kostenwirksam werden können. Auch kann es 

Nachforderungen aufgrund der längeren Bauzeit geben. Das Kostenziel mit Euro 4,966 Mio. sollte 

heute sicherheitshalber durch die Gemeindevertretung auf Euro 5,166 Mio. erhöht werden – somit 

Aufstockung um Euro 200.000,00 als finanzielle Reserve. 

 

 Trotz aller Bemühungen, trotz Akzeptanz der Mehrkosten und teils rechtlich unklaren Vorgehens-

weisen ist es unrealistisch, dass das Kinderhaus bei Ausführung in Tischlerausführung terminge-

recht mit Ende August fertiggestellt werden kann.  

 

 Die rechtliche Situation durch die Direktvergabe auf Basis der aktuellen Ausschreibungsanforderung 

muss beraten werden. Die Gemeinde würde sich einem erhöhten Rechtsrisiko aussetzen. 

 

 Wenn der Einzugstermin mit Ende August ins Auge gefasst und den Empfehlung des Amtsleiters 

und der Kindergartenkoordinatorin gefolgt wird, dann ist ein Systemwechsel unumgänglich. Die 

Umplanungsphase sowie die Bauabläufe wären einfacher und dadurch schneller. Die Kosten sollten 

definitiv geringer ausfallen. 

 

 Andernfalls müssen Ausweichräumlichkeiten gefunden und adaptiert werden – teilweise auch mit 

verlorenen Kosten für die Gemeinde. 
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In der anschließenden Beratung ergänzt der Vorsitzende, dass bei einer Aufstockung der bestehenden 

Schülerbetreuung Kosten von ca. Euro 260.000,00 anfallen könnten. Auch wenn die Schülerbetreuung ge-

nerell vor einer kleiner Erweiterung stehe, so ist bei dieser Erweiterung nicht mit diesem Kostenumfang zu 

rechnen. 

 Die Folge eines eventuellen „Systemwechsel“ auf Trockenbau ist auch, dass der Architekt entspre-

chende Umplanungen vornehmen muss. Somit könnte auch eine Unterschreitung der Vergabegrenzen von 

Euro 100.000,00 erzielt werden. Von der Umplanung betroffen wären die Innenwände (Trennwände von 

Gruppenräumen zum Gang) mit ca. 50 lfm. 

 Auch bei Trockenbau sei der Schallschutz gewährleistet, optische Anpassungen können zudem 

ebenfalls noch umgesetzt werden. Bei den Übergängen zu den Türen dürften diese nicht sichtbar sein – im 

Vergleich mit den ursprünglich geplanten unbehandelten Holzwänden. 

 

Vom Architekten selber wird weiterhin eine Holzausführung angestrebt, ob dieser den Wechsel zu einem 

Trockenbau mittragen wird, sei noch nicht sicher. In diesem Fall müssten andere Fachplaner die weitere 

Umsetzung begleiten. 

 

Nochmals betont der Vorsitzende, dass bei Direktvergabe ohne weitere Ausschreibung die Umsetzung bis 

Ende August möglich wäre – dies aber wie erwähnt als rechtlich sehr schwierige Situation zu bewerten ist. 

Eine in den Raum gestellte Prüfung der Möglichkeit, ob der Bezug des Kinderhauses um ½ Jahr 

verschoben werden kann – um alles im Rahmen von Ausschreibungen normal umsetzen zu können – wird 

vom Vorsitzenden mit Verweis auf den Raumbedarf nicht als zielführend angesehen. In einer weiteren 

Wortmeldung wird auch die Aufrechterhaltung der Motivation des pädagogischen Personals als wichtig an-

gesehen. 

 

Generell bemängelt der Vorsitzende das Interesse regionaler Tischler im Rahmen der durchgeführten Aus-

schreibungen. Auch bei einer weiteren Ausschreibung erwartet er sich keine Besserung. Für die Auftrags-

vergaben ist das Vergabegesetz eine klare Vorgabe die es einzuhalten gelte.  

 

 

 

Zu TOP 4.1.1.): Beschlussfassung weitere Vorgehensweise 

 

Aufgrund der Beratungen gem. Tagesordnungspunkt 4.1. werden folgende Anträge eingebracht: 

 

Antrag: 

 

Die Gemeindevertretung folgt der Empfehlung des Projektteams, sowie der Gemeindeverwaltung und be-

schließt den rechtlich sicheren Weg (im Sinne des Vergaberechtes).  

 

Weiters stellt die Gemeindevertretung fest, dass alles in die Wege geleitet werden muss, um eine Fertigstel-

lung per Ende August bewerkstelligen zu können.  

 

Damit verbunden ist auch ein wahrscheinlicher Systemwechsel: 

 

-  Die Gemeindevertretung fordert den Architekten binnen den zugesicherten 14 Tagen zur Umpla-

nung im Sinne des notwendigen Systemwechsels auf Gipskartonwände auf (Hinweis: Umplanung auf Gips-

kartonwände ist weniger zeitintensiv).  

 

Die Gemeindevertretung weiß um die Gefahr, dass der Architekt bei dieser Variante nicht Teil der Lösung 

sein will, weshalb der Bürgermeister als Bauherrenvertreter seitens der Gemeindevertretung bevollmächtigt 

wird, eine alternative Planung bei Bedarf umgehend zu beauftragen, um den Terminplan halten zu können. 

 

(einstimmig) 
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Antrag: 

 

Auch beschließt die Gemeindevertretung zur Wahrung der Handlungsfähigkeit, das Gesamtvolumen von 

derzeit Euro 4,966 Mio. auf Euro 5,166 Mio. aufzustocken. Im Idealfall wird diese Aufstockung aber nicht 

ausgeschöpft – und entspricht somit einer neuen finanziellen Reserve. 

 

(einstimmig) 

 

 

Zu TOP 4.1.2.): diverse Auftragsvergaben Kinderhaus Dorf 

 

Zu den nachfolgenden Beratungen und Beschlussfassungen zu den einzelnen Auftragsvergaben für das 

neue Kinderhaus präsentiert der Vorsitzende die aktuelle Baukostenliste. Hierzu erklärt der Vorsitzende, 

dass die geplanten finanziellen Reserven möglichst nicht verbraucht werden sollten. Jedoch sei dies durch 

verschiedene Teuerungen als schwierig zu betrachten. 

 

Die anstehenden Beauftragungen wären auf jeden Fall notwendig, da diese auch zur Vorbereitung der 

nachstehenden Wandinstallationen zu sehen seien. 

Hierzu erklärt der Vorsitzende auf Nachfrage, dass der Nachtrag bei den Türen auf Wunsch der 

Gemeinde entstanden ist. Wieso diese Anforderung jedoch nicht in der Ursprungsplanung bereits berück-

sichtigt wurde, wird aber hinterfragt. Auch sei lt. Vorsitzendem die laufende Befassung der Gemeindevertre-

tung mit den einzelnen Beauftragungen – auch wenn diese Nachträge sind – als transparente Umsetzung zu 

sehen. Nachträgliche Änderungen durch die Gemeinde als Bauherrn seien legitim, wenn diese auch als 

Verbesserung oder Notwendigkeit eingestuft werden.  

 

 

Antrag: 

 

Die Gemeindevertretung beschließt den Zusatzauftrag im Bereich Holzstiegen und Handläufe an die Firma 

MB Michael Bischof, Hard, in Höhe von Euro 44.955,94 netto. Es gelten dieselben Konditionen laut Haupt-

auftrag. 

 

(einstimmig) 

 

 

Antrag:  

 

Die Gemeindevertretung beschließt den Auftrag für die Lieferung und Montage der abgehängten Decken an 

die Firma TMF Wand- und Deckensysteme, Hohenems, in Höhe von Euro 87.337,34 netto - vor Abzug von 

2% Nachlass, 3% Skonto und 1,5% Gemeinkosten. 

 

(einstimmig) 

 

 

Antrag: 

 

Die Gemeindevertretung beschließt den Zusatzauftrag im Bereich Eingangstüren an die Firma Böhler Fens-

ter, Wolfurt, in Höhe von Euro 11.941,76 netto. Es gelten dieselben Konditionen laut Hauptauftrag. 

 

(einstimmig) 
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Zu TOP 4.2.): Änderung Förderrichtlinie Photovoltaikanlagen 

 

Aktuell sehen die Förderrichtlinien für Photovoltaikanlagen in der Gemeinde Schwarzach folgendermaßen 

aus: 

 

„Die Gemeinde Schwarzach fördert, befristet bis 31.12.2023, PV-Anlagen bis max. 5 kWpeak, mit 

50 % der "Klima- und Energiefonds-Förderung“. Voraussetzung: Erhalt der Klima- und Energiefonds-

Förderung.“ 

 

Dies bedeutet, dass für eine errichtete Anlage mit 6 kWp-Anlage keine Gemeindeförderung zum Tragen 

kommt, da diese zu groß ist. 

 

Der zuständige Ausschuss hat diesen Umstand beraten und der Gemeindevertretung empfohlen, die För-

derrichtlinien dahingehend zu ändern, dass maximal 5 kWp gefördert werden, auch wenn die Anlage größer 

umgesetzt wird. Dies würde bedeuten, dass bei einer 6 kWp-Anlage die ersten 5 kWp gefördert werden und 

der Überhang nicht. Bei einer kleinen Anlage mit beispielweise 3 kWp kommt diese Begrenzung somit nicht 

zur Anwendung. 

 

Diese neuen Richtlinien sollen rückwirkend für jene Anlagen gelten, die ab dem 01.01.2023 errichtet wurden. 

Die Förderung selber gilt nur für Privatpersonen. 

 

Antrag: 

 

Die Gemeindevertretung ändert die Förderrichtlinien für Photovoltaikanlagen dahingehend ab, dass bei Pho-

tovoltaikanlagen max. 5 kWp pro Anlage mit 50% der „Klima- und Energiefonds-Förderung“ bis 31.12.2023 

gefördert werden, auch wenn die Anlage gesamt über 5 kWp aufweist.  

 

Diese Förderung gilt für Privatpersonen und für Anlagen, die auf Privathäusern errichtet werden und gilt 

rückwirkend für Anlagen, die nach dem 1.1.2023 errichtet wurden. 

 

(einstimmig) 

 

 

 

Zu TOP 4.3.): Verordnung Campingverbot 

 

Einleitend verweist der Vorsitzende auf Online-Apps, welche Campern weltweit ideale Standorte für Wohn-

mobile und Wohnwagen empfehlen, auch für die Nutzung als vorübergehende Stellplätze. Eine Empfehlung 

ist zum Beispiel der Parkplatz bei der Sportanlage Kella. Auch wird immer wieder der Parkplatz beim Ge-

meindesaal von Wohnmobilen als Stellplatz genutzt. Unterschieden werden muss grundsätzlich zwischen 

Parken und Campieren.  

 

Dies stellt immer mehr Probleme dar, weshalb der Gemeindevorstand in seiner Sitzung vom Dezember 

2022 empfohlen hat, für die Parkplätze Schwanen, Gemeindesaal, Kella und Sportplatz ein Campingverbot 

zu erlassen. 

 

In der anschließenden Beratung, ob es wirklich das Ziel der Gemeinde ist, dass es dann praktisch keine 

Möglichkeit mehr zum Abstellen bestünde. Dies sei abzulehnen – so eine Wortmeldung. Eventuell könnte es 

auch sinnvoll sein, zumindest einen definierten Platz anzubieten. Auch die Notwendigkeit dieses weiteren 

generellen Verbotes ist zu hinterfragen.  

 Zudem empfiehlt der Planungs- und Gemeindeentwicklungsausschuss Teile des Parkplatzes beim 

Tennisplatz an die Fa. Doppelmayr zu vermieten. Aus Sicht der Gemeinde könnte es jedoch von Vorteil 
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sein, wenn hier weiterhin kostenlose Parkierflächen angeboten werden, um den Verkehr an der Gemeinde 

vorbeizuleiten. 

 

Nachfolgender Verordnungsentwurf wurde der Gemeindevertretung via SessionNet zur Verfügung gestellt: 

 

 

§ 1 

 

An nachfolgende Orten der Gemeinde Schwarzach: 

 

- Schwanenparkplatz 

- Gemeindesaal 

- Kellaparkplatz 

- Parkplatz Sportanlage  

 

welche in den beiden beiliegenden Planunterlagen „Zweck: Campingverbot“ vom 26.01.2023 ausgewiesen 

sind und welche einen fixen Bestandteil dieser Verordnung darstellt, dürfen Zelte, Wohnwagen und ähnliche 

bewegliche Unterkünfte außerhalb von Campingplätzen nicht aufgestellt werden. 

 

 

§ 2 

 

Vom Verbot des § 1 können in berücksichtigungswürdigen Fällen Ausnahmen bewilligt werden.  

 

 

§ 3 

 

Wer den Bestimmungen des § 1 zuwider handelt, begeht eine Verwaltungsübertretung die von der  

Bezirkshauptmannschaft gemäß § 19 Campingplatzgesetz geahndet wird. 

 

 

 

§4 

 

Diese Verordnung tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.  

 

Beilagen:  

Planunterlagen „Zweck: Campingverbot“ vom 26.01.2023 

 

 

 

Antrag: 

 

Die Gemeindevertretung beschließt die Verordnung „über ein Campingverbot“ in der vorliegenden Form 

samt Planunterlagen. 

 

(mehrheitlich mit 15:4 Stimmen angenommen) 
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Zu TOP 4.4.): Platzordnung Sportanlage Feuerwehrhaus 

 

In den letzten Sommermonaten kam es im Bereich der Sportanlage gegenüber der Ortsfeuerwehr immer 

wieder zu Lärmbelastungen durch Jugendliche. Um diesem Umstand entgegenzuwirken wurde zuletzt vom 

Gemeindevorstand ein Fahrverbot für einspurige Kraftfahrzeuge auf der Verbindungsstraße zwischen der 

Weidachstraße und der Gebhard Schwärzlerstraße erlassen. 

 

Als Problem hat sich auch erwiesen, dass es für diesen Sportplatz noch keine Platzordnung gibt, in welcher 

die Nutzung der Fläche geregelt ist. Aus diesem Grund hat der Gemeindevorstand in der Dezember Sitzung 

den Erlass einer entsprechenden Verordnung der Gemeindevertretung empfohlen. 

 

Nachfolgender Verordnungsentwurf wurde der Gemeindevertretung via SessionNet zur Verfügung gestellt: 

 

§ 1 

 

Der Geltungsbereich dieser Verordnung erstreckt sich auf die öffentlich zugänglichen Erholungs- und Sport-

flächen bei der Ortsfeuerwehr Schwarzach (Schulsportplatz der Gemeinde Schwarzach) auf dem Gst.Nr. 

139/1. 

 

§ 2 

 

Die angeführten Anlagen dienen der Bevölkerung, der Volks- und Mittelschule, sowie den Gästen zur Erho-

lung und können im Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestimmungen, sowie unter Beachtung dieser 

Verordnung von jedermann zu diesem Zwecke benützt werden. 

 

§ 3 

 

Folgende Handlungen und Unterlassungen, die für sich allein oder im Zusammenwirken mit anderen Hand-

lungen und Unterlassungen geeignet sind, das örtliche Gemeinschaftsleben als störenden Missstand zu 

beeinträchtigen, sind verboten: 

 

a) Verunreinigen der oben genannten öffentlichen Erholungsflächen und des Sportplatzes; 

 

b) der Konsum von alkoholischen Getränken; 

 

c) Ausnahmen für das Konsumieren von Alkohol im Rahmen von der Gemeinde genehmigten Veran-

staltungen; 

 

d) das Abbrennen von Lagerfeuern; 

 

e) das Abhalten von Grillfesten, ausgenommen im Rahmen von der Gemeinde genehmigten Veran-

staltungen; 

 

f) generelles Hundeverbot; 

 

g) das zweckwidrige Verwenden des Spielplatzes und der dort vorhandenen Spielanlagen bzw. Spiel-

anlagen im Allgemeinen; 

 

h) Benützung außerhalb des Zeitraumes 7.00 – 21.00 Uhr (an Werktagen)  

und 9.00 – 19.00 Uhr (an Sonn- und Feiertagen); 

 

i) Produkte, die ein Gefährdungspotential für die Umwelt, Mensch und Tier bilden können, sowie ge-

nerelle Abfälle (z.B. Glas-, Metall- und Kunststoffverpackungen, sowie sonstige Abfälle), außerhalb der vor-
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gesehenen Entsorgungseinrichtungen zurücklassen; 

 

j) Das Einbringen von Glasgebinde (z.B. Glasflaschen, Trinkgläser) zum Zwecke der Verwendung im 

Geltungsbereich nach § 1 dieser Verordnung, sowie die Verwendung selbst, ausgenommen im Rahmen von 

der Gemeinde genehmigten Veranstaltungen; 

 

k) Abspielen von Musik jeglicher Art auf den angeführten Flächen (§1), ohne behördliche Bewilligung. 

 

 

§4 

 

Wer gegen die Bestimmungen des § 3 verstößt, begeht eine Verwaltungsübertretung. 

 

§5 

 

Diese Verordnung tritt am auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.  

 

 

In der anschließenden Beratung hierzu wird darauf verwiesen, dass die Feuerwehr im Zuge von Proben die 

betreffenden Flächen auch nach 21.00 Uhr nützen können sollte. Hierzu erklärt der Vorsitzende, dass be-

rücksichtigungswürdige Ausnahmeregelungen möglich sind. Eine eventuelle zeitliche Einschränkung der 

Flächen bei der Sportanlage im Kella sei grundsätzlich Sache der Vereine selber, könnte aber auch im 

Sportausschuss beraten werden.  

 

Einhellig sollte unter §3 auch ein Verbot bezüglich Konsumation von Drogen zusätzlich ausgewiesen wer-

den. 

 

 

Antrag: 

 

Die Gemeindevertretung beschließt die Verordnung „zum Schutz der öffentlichen zugänglichen Sportflächen 

bei der Ortsfeuerwehr (Schulsportplatz)“ in der abgeänderten Form. 

 

(einstimmig) 

 

 

 

Zu TOP 4.5.): Nachbesetzung Ausschüsse 

 

Aufgrund des Wegzuges von 2 Gemeindevertretungsmitgliedern der Fraktion „Grüne und Parteifrei 

Schwarzach“ kommt es zu entsprechenden Umbesetzungen in den Unterausschüssen. 

 

 

Die Gemeindevertretung genehmigt auf Vorschlag der Fraktion „Grüne und Parteifreie Schwarzach“  

folgende Nachbesetzungen in den Gemeindegremien:    

 

Prüfungsausschuss: 

- Christine Golderer (für Martin Schreiber) als Obfrau 

- Edwin Mehlsack als ordentliches Mitglied 

 

Kinderbetreuung-, Bildungs- und Jugendausschuss: 

- Peter Mennel (für Martin Schreiber) als ordentliches Mitglied  

- Christine Golderer (für Peter Mennel) als Ersatzmitglied 
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Üs‘r Dorf 

- Christine Golderer (für Martin Schreiber) als ordentliches Mitglied 

 

Sport und Vereinswesensausschuss: 

- Wegfall von Martin Schreiber als Ersatzmitglied 

 

Finanz- und Wirtschaftsausschuss: 

- Wegfall von Martin Schreiber als Ersatzmitglied 

 

Sozial-, Gesundheits- und Integrationsausschuss: 

- Wegfall von Solveig Wolff als Ersatzmitglied 

 

(einstimmig – Abstimmung erfolgt durch Handzeichen) 

 

 

 

Aufgrund des Wegzuges von 1 Gemeindevertretungsmitgliedes der Fraktion „Für Schwarzach – Team  

Thomas Schierle“ kommt es zu entsprechenden Umbesetzungen in den Unterausschüssen.   

 

Die Gemeindevertretung genehmigt auf Vorschlag der Fraktion „Für Schwarzach- Team Thomas Schierle“ 

folgende Nachbesetzungen in den Gemeindegremien:    

 

Die Gemeindevertretung genehmigt auf Vorschlag der Fraktion „FÜR Schwarzach - Team Thomas Schierle“ 

folgende Nach- und Umbesetzungen in den Gemeindegremien:  

 

Finanz- und Wirtschaftsausschuss: 

- Thomas Lenz (für Christoph Lenz) als ordentliches Mitglied  

 

Umwelt-, Landwirtschaft- und Klimaschutzausschuss: 

- Wegfall von Christoph Lenz als Ersatzmitglied  

 

Sport- und Vereinswesensausschuss: 

- Wegfall von Christoph Lenz als Ersatzmitglied  

 

Üs´r Dorf: 

- Wegfall von Christoph Lenz als Ersatzmitglied  

 

(einstimmig – Abstimmung erfolgt durch Handzeichen) 

 

 

 

Zu TOP 4.6.): Verkauf öffentlicher Liegenschaften im Bereich Parkplatz IMA Schelling 

 

Der Vorsitzende verweist auf eine Anfrage der Fa. IMA Schelling zum möglichen Erwerb des Gst. 1294/8. 

Dieses Grundstück ist im Besitz der Gemeinde Schwarzach und befindet sich im Bereich eines Parkplatzes 

der Fa. IMA Schelling. 

 

Einleitend wird vom Vorsitzenden die örtliche Situation anhand von Luftbildaufnahmen der Gemeindevertre-

tung dargelegt. Weiters wird auf einen Beschluss des Gemeindesvorstandes verwiesen, bei welchem es im 

Rahmen einer Flächenangleichung gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz zu einer unentgeltlichen Abtre-

tung von Straßenflächen im Bereich des öffentlichen Straßengutes Magazinstraße/Bahnhofstraße durch die 

Fa. IMA Schelling an die Gemeinde gekommen ist.  
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In weiterer Folge präsentiert der Vorsitzende weitere Flächen, welche von der Fa. IMA Schelling be-

reits genutzt werden – hiervon betroffen ist auch ein weiteres Grundstück der Gemeinde mit der Gst.Nr. 

1294/7. 

 

Auch wird vom Vorsitzenden die historische Entwicklung dieses Bereiches dargelegt. So wurde vor vielen 

Jahren schon entschieden, die Bahnhofstraße mit ihrem heutigen Verlauf samt Gehsteig zu errichten. In 

Ermangelung klarer vertraglicher Regelungen kam es vor kurzem zu einer entsprechenden Grenzverhand-

lung. Hierbei wurden auch jene Flächen definiert, welche zwar lt. Grundbuch im Besitz der Fa. IMA Schelling 

sind, jedoch bereits seit über 20 Jahren als öffentliches Gut genutzt werden. Hierauf folgte der Beschluss 

des Gemeindevorstandes die betroffen Flächen lt. § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz unentgeltlich und ver-

büchert in öffentlich Gut zu übernehmen. 

 

Im Bereich des Parkplatzes und im Bereich des Bestandsobjektes an der Magazinstraße gibt es aber noch 

weitere „Altlasten“. Hier sind Grundstücksteile im Eigentum der Gemeinde, welche aber durch die Fa. IMA 

Schelling genutzt werden. Dies wurde der Fa. IMA Schelling bis zur Klärung der weiteren Vorgehensweise 

bezüglich einer möglichen Betriebserweiterung zugesagt. Nun ist aber klar, dass derzeit keine Erweiterung 

geplant ist und die Flächen dauerhaft als Parkplatz genutzt werden sollen. Deshalb wurde auch ein Antrag 

zur Erteilung einer bau- und gewerberechtlichen Bewilligung eingebracht. Offen ist hier noch die Zustim-

mung der Gemeinde Schwarzach als Grundeigentümer. Eine Bereinigung der unklaren Situation für beide 

Seiten wird jedoch angestrebt. 

 

So verweist der Vorsitzende auch auf die Möglichkeit der Errichtung eines überdachten Wartebereiches bei 

der Bushaltestelle, auf einer Fläche, welche seitens der Gemeinde jedoch noch anzukaufen wäre. Zur Si-

cherung der Erweiterung des Parkplatzangebotes stehe nun ein Verkauf von Teilflächen an die Fa. IMA 

Schelling im Ausmaß von gesamt ca. 384 m
2
 zur Diskussion. Im Gegenzug könnte die Gemeinde für die 

erwähnte Bushalteanlage eine Fläche im Ausmaß von 42 m
2
 übernehmen.

 

 

Um für dieses Grundgeschäft einen Verkehrswert zu ermitteln wurde ein Sachverständiger mit dessen Er-

mittlung beauftragt. Seitens des Gutachters sieht er den Grundstückswert in Form eines Mischwertes als 

Arrondierungsgrund von BM und BB I-Flächen. Diese Flächen könnten mit Euro 1.100,00 pro m
2
 für BM und 

mit Euro 500,00 pro m
2
 in BB I bewertet werden, sohin als Mischwert als Arrondierungsfläche mit einem 

Grundstückswert von Euro 400,00 je m
2
 bewertet werden. Die entsprechende Bewertungsmodalität wird 

vom Vorsitzenden dargelegt. Für den vorliegenden Mischwert mit einem 50%igen Abschlag wäre dies so zu 

begründen, dass für diese Flächen aufgrund seiner Situierung praktisch kein Markt vorhanden sei, da es hier 

praktisch Niemanden geben würde, der diese Fläche ebenfalls erwerben würde. 

 

Darauf aufbauend gäbe es für die Fa. IMA Schelling bei einem m
2
-Preis von Euro 400,00 einen Gesamt-

kaufpreis von ca. Euro 136.800,00. Mit diesem Betrag könne – lt. Vorsitzendem – die Errichtung einer klima-

fitten Bushaltestelle auf der noch zu erwerbenden Teilfläche umgesetzt werden.  

 

In der anschließenden Beratung und Diskussion wird in einer Wortmeldung positiv bewertet, dass die Maga-

zinstraße in der jetzigen Form als Verbindung vom Dorf in Richtung Bahnhof erhalten bleibe, jedoch ein 

Verkauf von Teilflächen auch aus strategischen Gründen nicht angestrebt werden solle. Alternativ wäre ev. 

auch eine Dienstbarkeit über die jetzige Parkplatzfläche denkbar. Ergänzend wird eingewendet, dass die 

Dringlichkeit für eine heutige Beschlussfassung nicht gesehen wird und eine Vorberatung zur weiteren Bera-

tung in der Gemeindevertretung im zuständigen Unterausschuss für richtig angesehen wird.  

In weiteren Wortmeldungen wird auch eine Beratung über die mögliche Option einer Verpachtung 

für sinnvoll erachtet. Die Sicherung einer Wegverbindung in Richtung Bahnhof wird urgiert. Auch ein mögli-

cher Flächenabtausch könne gegenüber der Fa. IMA Schelling in Betracht gezogen werden. Die Möglichkeit 

einer naturnahen Gestaltung des Parkplatzbereiches wird erwähnt.  

Hierzu wird vom Vorsitzenden auf eine Kontaktaufnahme durch die Bezirkshauptmannschaft Bre-

genz verwiesen, welche eine positive Abhandlung der Parkplatzsituation im Sinne der Fa. IMA Schelling 

nochmals unterstreicht. In einer Wortmeldung wird die Erhaltung und Sicherung von Arbeitsplätzen als wich-
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tiges Ziel der Gemeinde dargelegt und eine Lösung im Sinne des Betriebes sei anzustreben.  

 

Antrag: 

 

Die Gemeindevertretung beauftragt den Bürgermeister mit der Fa. IMA Schelling Verkaufs- und Kaufgesprä-

che zu führen. Betroffen hiervon sind die Grundstücke Gst.Nr. 1294/8 und eine Teilfläche des Grundstückes 

Gst.Nr. 1294/7.  

 

 

(mehrheitlich mit 17:2 Stimmen angenommen) 

 

 

 

Zu TOP 5.): Allfälliges 

 

Auf Anfrage bestätigt der Vorsitzende, dass er weiterhin die Koordinationsaufgaben für den Bauhof in der 

Gemeinde innehat. 

 

Eine Verständnisfrage zur Dauer der Veröffentlichung des Voranschlages auf der Homepage der Gemeinde 

wird dieser mit 7 Jahren bestätigt. Basis hierfür bildet das Vorarlberger Gemeindegesetz § 73. 

 

Seitens eines Mitgliedes der Gemeindevertretung wird auf den Besuch einer Delegation aus Kolumbien in 

Vorarlberg im März hingewiesen. Diese Aktion findet im Rahmen des Klimabündnisses statt. Nachdem die 

Gemeinde Schwarzach selber eine Klimabündnisgemeinde ist, wird auf die Möglichkeit einer Unterstützung 

der Aktion hingewiesen. Unter anderem findet am 16.03.2023 im „WirkRaum“ in Dornbirn eine Ausstellung 

statt. 

 

Eine Anfrage zu einer angeblich geplanten geänderten Verkehrsführung bei der Bahnhofunterführung liegen 

dem Vorsitzenden keine Informationen vor. Er würde sich aber über den Sachverhalt hierzu noch informie-

ren. 

 

 

Ende der Sitzung: 21.45 Uhr. 

 

Der Schriftführer: Der Vorsitzende: 

 

 

 

____________________ ____________________ 

Peter Pitscheider eh DI Thomas Schierle eh 


